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1. Einführung 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit hat in der Bundesrepublik eine intensive 

Debatte über Maßnahmen zur Verbesserung der Angebots- und Wachstumsbedin­

gungen und zur Stärkung des heimischen Wirtschaftsstandortes ausgelöst. Im 

Mittelpunkt stehen dabei eine grundlegende Reform der Einkommensbesteuerung 

und der Umbau des bestehenden Sozialversicherungssystems. So hat die Steuerre­

formkommission der Bundesregierung mit den "Petersberger Steuervorschlägen" 

vom Januar 1997 ein sehr weitreichendes Konzept präsentiert1. Ziel ist es, zugleich 

die hohen Grenzsteuersätze zu senken und die Bemessungsgrundlage zu verbrei­

tern, um damit Investitionen und Beschäftigung anzuregen. Nahezu zeitgleich wur­

den auch Vorschläge zur künftigen Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversiche­

rung vorgelegt2. Die einzelnen Maßnahmen zielen darauf ab, die Beitragssätze ab­

zusenken, da man sich auch von einer Verringerung der Lohnnebenkosten eine 

positive Beschäftigungswirkung erhofft. Im einzelnen ist geplant, das Rentenniveau 

mittelfristig abzusenken, das Renteneintrittsalter zu erhöhen und künftig einen hö­

heren Anteil der Rentenleistungen aus Steuermitteln zu finanzieren. 

Die Diskussion über die Zukunft der Renten und das künftige Einkom­

mensteuersystem wird nicht rein zufallig nahezu zeitgleich geführt. Die Reformvor­

schläge zur Einkommensbesteuerung haben auch weitreichende Konsequenzen für 

die künftige Entwicklung der Rentenleistungen. So führt, als Folge der seit 1992 

bei den Renten praktizierten "Nettoanpassung", eine spürbare Steuerentlastung bei 

1 Vgl. BMF (1997). 

2 Vgl . BMA (1997), Sozialbeirat (1997). 



den Lohneinkommen automatisch zu höheren Rentenansprüchen. Gleichzeitig wird 

die geplante Ausweitung der Besteuerung von Rentenleistungen die Einkommens­

position der hochdotierten Rentenempfänger erheblich beeinträchtigen. Auch bei 

der Ausgestaltung des künftigen Rentensystems müssen die zentralen Eckpunkte 

der Steuerreform beachtet werden. So ist zumindest heftig umstritten, ob die an­

gestrebte Senkung der Beitragssätze durch eine Anhebung des Bundeszuschusses 

finanziert werden sollte3. Schließlich müßte dann auch ein Gegenfinanzierungsvo­

lumen bereit gestellt werden; vorgesehen ist, die Mehrwertsteuer zu erhöhen. Ge­

rade letzteres wird aber auch im Zuge der Fin kommen Steuerreform diskutiert. Die­

se soll zu einer Netto-Entlastung der Einkommensteuerzahler fuhren. Da eine Er­

höhung der Staatsverschuldung ausgeschlossen wird, müssen die Steuerausfälle 

entweder duch Einsparungen oder durch Steuererhöhungen an anderer Stelle fi­

nanziert werden. 

Inzwischen liegen Studien vor, welche die Wachstums- und Beschäfti­

gungseffekte der beiden Reformprojekte mit Hilfe von ökonometrischen Konjunk­

turmodellen untersuchen4. Im Mittelpunkt stehen dabei die kurzfristigen Wirkun­

gen einzelner Reformszenarien auf makroökonomische Variablen wie Preisniveau, 

Beschäftigung, Staatshaushalt oder Sozialprodukt. Aufgrund ihrer unzureichenden 

mikroökonomischen Fundierung können derartige Modelle jedoch weder die Ver-

teilungs-, noch die Anreizwirkungen von Steuerreformen erfassen. Hinzu kommt, 

daß die institutionellen Regelungen des Steuer- und Transfersystems nur sehr 

schematisch abgebildet sind. Die bereits angesprochenen Wechselwirkungen zwi­

schen Steuer- und Rentensystem werden deshalb in der Regel nur sehr oberfläch-

3 Vgl. Kronberger Kreis (1997), Berthold und Thode (1996). 

4 Vgl . DIW (1997), Vogler-Ludwig (1997). 
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lieh berücksichtigt. Der vorliegende Beitrag ist ein erster Schritt in Richtung einer 

integrierten Analyse der beiden Reformprojekte. Mit Hilfe eines dynamischen 

Gleichgewichtsmodells werden die kurz-, mittel- und langfristigen Konsequenzen 

der einzelnen Reformmaßnahmen untersucht. Für jede Politikveränderung wird 

zunächst der gesamtwirtschaftliche Anpassungsprozeß herausgearbeitet, also die 

Wirkungen auf die Kapitalbildung und das Arbeitsangebot, sowie die künftige 

Entwicklung der Steuer- und Beitragssätze. Im Vordergrund der Analyse stehen 

jedoch die Wohlfahrtswirkungen für unterschiedliche Generationen und Einkom-

mensklassen. Wie bereits in Fehr und Wiegard (1997), werden diese zerlegt in eine 

Umverteilungs- und eine Effizienzkomponente. Die hier verwendete Version des 

Simulationsmodells disaggregiert den Haushaltssektor jedoch stärker und berück­

sichtigt die zentralen institutionellen Regelungen des bundesdeutschen Rentensy­

stems. 

Die unterschiedlichen Simulationen zur Reform der Einkommensteuer 

fuhren zu drei zentralen Ergebnissen. Erstens profitieren die hohen Einkommens­

klassen in doppelter Hinsicht vom anvisierten "Zukunftstarif 99": Sie realisieren 

überproportional hohe Effizienzgewinne und erzielen gleichzeitig Einkommenszu­

wächse auf Kosten der mittleren und unteren Einkommensschichten. Zweitens 

fuhrt eine (hier unterstellte) Gegenfinanzierung der Steuerentlastungen durch Um­

satzsteuern zu quantitativ bedeutsamen intergenerativen Umverteilungswirkungen 

zu Gunsten der jungen und künftigen Generationen. Drittens wird die beabsichtigte 

Entlastung der Lohneinkommen über die Nettolohn-Anpassung zu einem deutli­

chen Anstieg der Beitragssätze zur Rentenversicherung fuhren. Rein quantitativ 

fallen die Wohlfahrtseffekte beim Umbau des Rentensystems wesentlich niedriger 

aus. Hier zeigt sich vor allem die ökonomische Wirkung der Beitragsbemessungs-
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grenze bei einer raschen Senkung der Beitragssätze. Sie dämpft die Effizienzge-

winne der reichen Haushalte, deren Grenzsteuersatz in vielen Beitragsjahren Null 

beträgt. Das Arbeitsangebot dieser Haushalte sinkt deshalb, oder steigt (im Ver­

gleich zu den anderen Einkommensklassen) nur geringfügig. Letzteres impliziert 

eine höhere Steuer- und Abgabenbelastung der unteren und mittleren Einkom­

mensklassen und bewirkt so eine intragenerative Umverteilung von arm zu reich. 

Im folgenden werden die methodische Vorgehensweise genauer vorge­

stellt und das numerische Simulationsmodell beschrieben. Der vierte Abschnitt prä­

sentiert die Simulationsergebnisse. Einige Bemerkungen zur Relevanz des Modells 

und zu möglichen Erweiterungen schließen den Beitrag ab. 

2. Methodisches Vorgehen 

Dieses Kapitel diskutiert zunächst das ökonomische Modell, welches für 

die numerischen Berechnungen der Auswirkungen alternativer Reformvorhaben 

verwendet wird. Im nächsten Schritt wird exemplarisch gezeigt, wie sich die 

Wohlfahrtswirkungen von Politikmaßnahmen in effizienz- und umverteilungsbe­

dingte Komponenten zerlegen lassen. 

2.1 Das zugrundegelegte Inzidenzkonzept 

Die Reformen der Einkommensbesteuerung und des Renten systems zielen 

darauf ab, primär die Angebots- und Wachstumsbedingungen zu verbessern, 

gleichzeitig aber die notwendigen Be- bzw. Entlastungen möglichst gleichmäßig 

auf die unterschiedlichen Generationen und Einkommensklassen zu verteilen. In 

der finanzwissenschaftlichen Literatur finden sich konzeptionell stark unterschiedli-
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che Ansätze zur Ermittlung der von finanzpolitischen Maßnahmen ausgehenden 

Inzidenzwirkungen. Man unterscheidet dabei einerseits zwischen formalen und 

materiellen Inzidenzanalysen und andererseits nach Art der periodischen Abgren­

zung zwischen einer auf das jährliche und einer auf das Lebenseinkommen bezoge­

nen Inzidenzwirkung. 

Formale Inzidenzanalysen berechnen die aus einer Politikreform resultie­

renden Änderungen der Steuerzahlungen bzw. Transferleistungen für unterschiedli­

che Haushaltsgruppen. Am verbreitet sten sind Untersuchungen, welche die Ände­

rung der jährlichen Belastungen für unterschiedliche Einkommensklassen und/oder 

sozio-demographische Haushaltsgruppen ermittelnd Die jährliche Betrachtungs­

weise hat jedoch gewichtige Nachteile. Es spricht vieles dafür, daß die ökonomi­

sche Position eines Individuums oder Haushalts durch das Lebenseinkommen we­

sentlich zutreffender beschrieben wird als durch das aktuelle Jahreseinkommen. Bei 

jährlicher Betrachtung werden z.B. Studierende, Rentner, vorübergehend Arbeits­

lose und dauerhaft arme Personen in einer Einkommensklasse erfaßt, obwohl ihre 

ökonomische Lage über den Lebenszyklus gesehen sehr unterschiedlich sein kann. 

Die Belastungswirkung einiger Steuerarten ändert sich daher, wenn man von der 

jährlichen Abgrenzung zu einer Lebenszeitbetrachtung übergeht6. Ferner können 

5 Müller (1996) sowie Seidl und Traub (1997) diskutieren bspw. auf diese Weise die Verteilungswir-

tungunterschiedlicher Reformvorschläge zur Einkommensbesteuerung. Bork und Müller (1997) untersu­

chen die Verteilungswirkungen unterschiedlicher Rentenbesteuerungsvarianten. 

6 So zeigt sich etwa, daß die oft genannte regressive Wirkung von Konsumsteuern auf der Basis von Le­

bens-einkommen nicht mehr eindeutig gestützt werden kann, vgl. Chemick und Reschovski (1996). Für 

einen Vergleich von jährlicher und Lebenszeitinzidenz siehe auch Davies et al. (1984). 
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die intergenerativen Verteilungswirkungen einer Politikrefonn auf der Basis von 

Jahreseinkommen nicht beurteilt werden. Gerade diese Problematik wird aber im­

mer wichtiger für die Politikanalyse. Erinnert sei nur an die Bedeutung, welche 

sog. intergenerativen Belastungsrechnungen ("Generational Accounting") inzwi­

schen erlangt haben7. 

Insgesamt erlauben formale Inzidenzanalysen eine sehr detaillierte Abbil­

dung steuerrechtlicher Bestimmungen und sind zugleich vergleichsweise einfach 

durchzufuhren. Nachteilig ist jedoch, daß steuerliche Überwälzungsvorgänge rela­

tiv willkürlich erfaßt und Verhaltensreaktion auf Seiten der Haushalte völlig ver­

nachlässigt werden. Damit ist eine simultane Betrachtung von Effizienz- und Ver-

teilungseffekten von vornherein ausgeschlossen. Die hier behandelten Reformvor-

haben zielen jedoch gerade auf Effizienzverbesserungen ab. Berücksichtigt man 

Verhaltensreaktionen, so entspricht die Veränderung der Nettozahllast (also Steu­

ern abzüglich Transfers) nicht länger der eigentlichen Belastung. Diese wird viel­

mehr durch das Einkommensäquivalent der durch die Steuerreform ausgelösten 

Wohlfahrtsänderung gemessen. "Große" Steuerreformprojekte werden außerdem 

die Produzentenpreise sowie die Bruttofaktorpreise verändern. Eine konsistente 

Berücksichtigung endogener Marktpreisbildung erfordert aber die Zugrundelegung 

eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells. Statt formaler werden dann materielle 

Inzidenzanalysen durchgeführt. 

Intertemporale Gleichgewichtsmodelle mit überlappenden Generationen 

liefern den problemadäquaten theoretischen Bezugsrahmen für materielle Inzidenz­

analysen. Will man die Effizienz- und Verteilungswirkungen von Steuerreformen 

7 Einen Überblick zu aktuellen Arbeiten im Rahmen des Generational Accounting liefern Auerbach et al. 

(1997). 
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auch quantitativ ermitteln, kommt letztlich nur noch ein geeignet modifiziertes 

AUERBACH-KOTLIKOFF-Modell (im folgenden: AK-Modell) fur empirische 

Inzidenzanalysen in Frage8. 

Eine Erweiterung des traditionellen AK-Modells ist erforderlich, weil jede 

Generation oder Alterskohorte dort nur durch einen repräsentativen Haushalt ab­

gebildet wird. Dies erlaubt wtergenerative Inzidenzanalysen, blendet aber intragz-

nerative Umverteilungsprozesse von vornherein aus. In der Diskussion über die 

Verteilungswirkungen der Finanzpolitik spielen letztere aber die größere Rolle. Die 

naheliegende Erweiterung des AK-Modells besteht dann darin, innerhalb jeder Ge­

neration mehrere nach Einkommensklassen gegliederte Haushalte zu unterschei­

den. Die Abbildung 1 (entnommen aus Fullerton und Rogers (1993), S. 3) ver­

deutlicht die intragenerative und intergenerative Dimension von Inzidenzanalysen. 

Unterschieden werden dabei innerhalb einer Generation nur zwei Haushaltstypen, 

nämlich arme und reiche Haushalte. Auf der Abszisse wird das Alter eines Haus­

halts abgetragen, auf der Ordinate sein jährliches Faktoreihkommen. Die einge­

zeichneten Kurvenverläufe entsprechen typischen Einkommensprofilen über den 

gesamten Lebenszyklus. In jungen Jahren ist das jährliche Einkommen zunächst 

niedrig; danach steigt es mehr oder weniger stark an, bevor es im Alter wieder 

sinkt. In ein- und derselben Alterskohorte beziehen arme Haushalte durchweg ein 

geringeres Einkommen als reiche. Ansonsten kann es durchaus sein, daß ärmeren 

Haushalten mittleren Alters ein höheres jährliches Einkommen zufließt als Perso­

nen, die über den Lebenszyklus gesehen zu den reichen Haushalten zählen. 

1 Die Standardreferenz ist Auerbach und Kotlikoff (1987). Fehr und Wiegard (1996) geben einen Über-

blicküber Grundstruktur und Anwendungsmöglichkeiten alternativa: numerisch dynamischer Gleichge­

wichtsmodelle. 
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Abbildung 1: Lebenseinkommensprofile 

Inzidenzanalysen, die auf das jährliche Einkommen abstellen, fassen die 

z.B. durch die Punkte E, B und H oder F und C charakterisierten Haushalte zu 

jeweils einer Einkommensklasse zusammen, während im traditionellen AK-Modell 

die durch A und E oder B und F oder C und G beschriebenen Haushalte aggregiert 

werden. Im erweiterten AK-Modell werden beide Inzidenzdimensionen berück­

sichtigt. 

2.2 Effizienz- und Verteilungseffekte von Politikreformen 

Im Mittelpunkt der nachfolgenden Untersuchung stehen die Wohlfahrts­

wirkungen der einzelnen Politikreformen fur die unterschiedlichen Haushalte. 

Grundsätzlich lassen sich dabei (Um)Verteihmgseffekte und Effizienzeffekte unter-
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scheiden. Zu umverteilungsbedingten Wohlfahrtsänderungen kann es über zwei 

Wirkungskanäle kommen. Zunächst wird sich, selbst bei insgesamt aufkommens­

neutralen Politikmaßnahmen, für einzelne Haushalte per Saldo die Nettobelastung, 

also die Differenz aus individueller Steuerzahlung und erhaltenen Transfers, än­

dern; einige Haushalte werden höher belastet, für andere dagegen wird die Netto­

belastung sinken. Hinzu kommt, daß (größere) Steuerreformen im allgemeinen 

nicht nur die relativen Preise nach Steuern, sondern auch die Vor-Steuer-Preise 

ändern werden. Solche Marktpreisänderungen sind zwar allokativ unbedenklich, sie 

sind aber mit Umverteilungseffekten verbunden. Effizienzeffekte gehen dagegen 

von den Verhaltensreaktionen aus, die nach Kompensation der Verteilungseffekte 

von den steuerlich induzierten Preisänderungen verursacht werden. 

Im folgenden wird nun gezeigt, wie sich die auf Politikreformen zurückzu­

führenden Wohlfahrtswirkungen analytisch in die drei zuvor angeführten Effekte 

zerlegen lassen9. Dazu wird ein einfaches Zwei-Generationen-Modell ohne Bevöl­

kerungswachstum betrachtet. Die Unterscheidung verschiedener Lebenseinkom­

mensklassen innerhalb einer Generation wird vernachlässigt, der öffentliche Kon­

sum wird mittels proportionaler Steuern auf den Konsum sowie auf Lohn- und 

Zinseinkommen mit Steuersätzen T1C, T(W und in Periode t finanziert. Die Ren­

tenzahlung b' für die alte Generation ergibt sich aus den Rentenbeiträgen der jun­

gen Generation, welche mit dem Beitragssatz Tp proportional zum Lohneinkom­

men erhoben werden. Der Nutzen der in Periode t geborenen Generation, u', hängt 

vom Konsum c{, c2+1 und der Freizeit /{, in den beiden Lebenszyklus-Phasen 

ab. In Periode t wird nun eine insgesamt aufkommensneutrale Steuer- und Renten-

' Vgl. dazu F ehr und Kotlikoff(1996). 
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reform durchgeführt. Betroffen sind davon die in Periode t lebende alte Generation 

(die in der Periode t-1 geboren wurde), die in Periode t geborene Generation sowie 

alle zukünftigen Generationen. 

Für die in Periode / lebende alte Generation sind die Entscheidungen über 

c'f\ sowie tf, die Ersparnishöhe bzw. den Kapitalbestand zu Beginn der Pe­

riode /, bereits gefallen. Als Reaktion auf die Steuerreform können nur noch das 

Konsumniveau e*} und die Freizeitnachfrage /| in der zweiten Lebensphase ange­

paßt werden. Die steuerlich bedingte Wohlfahrtsänderung ergibt sich dann aus dem 

totalen Differential der Nutzenfunktion 

u'-l=u{c[-\l[-\c<2j'2) (1) 

und der für die zweite Lebensphase geltenden Budgetbeschränkung 

(1 + TC)C2 =Wt(l - T(w - Tp)(l- /|) + [ 1+/"'(1- 1 (2) 

wobei W und / den Bruttolohnsatz und den Bruttozinssatz in Periode t bezeichnen. 

Das gesamte Zeitbudget ist in jeder Periode auf eins normiert. Faßt man die in der 

zweiten Lebensperiode anfallende Nettobelastung zusammen zu 

?2 =rc c2 + (r/> + Ttw)wt (l- l^) + T*r k* (3) 

kann man statt (2) auch von der Beschränkung 

ct2=wt+ )kt -T2 (4) 

ausgehen. Mit A*~l als Grenznutzen des Einkommens für die in Periode t lebende 

alte Generation erhält man für das Einkommensäquivalent der steuerlich bedingten 

(marginalen) Nutzenänderung den Ausdruck 

^jrr = -< +[*'<*•' +(!-£)«*»']+[«>; -« + T,,W<%1 (5) 
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Die rechte Seite dieser Gleichung gibt die Zerlegung der gesamten Wohl­

fahrtsänderung in eine Umverteilungs- und eine effizienzbedingte Komponente an. 

Dabei werden die Umverteilungseffekte ihrerseits durch zwei Einflußfaktoren be-

die durch die Änderung der Bruttofaktorpreise bewirkte Einkommensänderung. 

Die Summe dieser beiden Ausdrücke gibt dann den Umverteilungsgehalt der Steu­

erreform für die in Periode t lebende alte Generation an. Der dritte Ausdruck auf 

der rechten Seite von Gleichung (5) entspricht den Effizienzeffekten der Steuerre­

form unter der Voraussetzung, daß der Haushalt fur die umverteilungsbedingten 

Wohlfahrtsgewinne oder -Verluste kompensiert wurde. Effizienzeffekte sind be­

kanntlich nur auf Substitutionseffekte zurückzuführen. Bei Kompensation ent­

spricht der dritte Ausdruck deshalb den marginalen Zusatzlasten oder "excess bur­

den" (EB) der Besteuerung10. 

Für alle Generationen, die in und ab der Periode t geboren werden, erhält 

man die von der Steuerreform ausgehende (marginale) Wohlfahrtsänderung über 

das totale Differential der Nutzenfunktionen (für s>t) 

stimmt. Zum einen ist dies die Änderung der Steuerbelastung, AT2, zum anderen 

,/= „(cf, /f, ,54-1 ri4-l (6) 

sowie der Budgetbeschränkungen 

(7) 

mit 

^ = <<+(r:+r;)^(l-/n. (8) 

"'Werden die Haushalte für die Verteilungsänderungen nicht kompensiert, repräsentieren dCß und Al 2 

die unkompensierten oder Marhall'schen Nachfrageänderungen. 
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Nach einigen Rechenschritten folgt aus dem totalen Differential von (6) und (7) 

die Gleichung 

dì/ 

X 

k!+l drJ+1 + (1 - /f ) dws+i 

+ T:dc^-(T:+T;)^d/; + 
1 + rf lì 1 

U + +̂1 (1-T ;+1) 1 + rs+1) 

(10) 

Wie schon zuvor für die alte Generation werden jetzt fiir sämtliche zu­

künftigen Generationen die durch die Steuerreform ausgelösten Wohlfahrt sände-

rungen jeweils in eine Umverteilungs- und in eine Effizienzkomponente zerlegt. 

Allerdings gibt der Ausdruck in der ersten eckigen Klammer nun den Gegenwarts­

wert der Nettobelastungsänderung an. Analoges gilt fur die beiden anderen Aus­

drücke in eckigen Klammern. Um die generationenspezifischen Effizienzeffekte zu 

quantifizieren, müssen die oben entwickelten Umverteilungskomponenten durch 

Ausgleichszahlungen neutralisiert werden. Fehr und Wiegard (1997) zeigen, daß 

sich die Umverteilungskomponenten in jeder Periode zu Null addieren. Folglich 

können auch Kompensationszahlungen problemlos durchgeführt werden. 
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3. Grundstruktur und Parametrisierung des Simulationsmodells 

Dieses Kapitel skizziert das (modifizierte) AK-Modell, mit dem die späte­

ren numerischen Berechnungen durchgeführt werden. Auf eine detaillierte Be­

schreibung mit Angabe aller Modellgleichungen wird im folgenden verzichtet. Ne­

ben Auerbach und Kotlikoff (1987) existieren genügend andere Beiträge, die über 

die Details dieses Modells informieren. Der erste Abschnitt beschreibt deshalb die 

Grundstruktur, welche die Sektoren Haushalte, Unternehmen, Staat und - im Falle 

einer kleinen offenen Volkswirtschaft - Außenhandel umfaßt. Neuartig - und des­

halb auch ausführlicher dargestellt - ist eigentlich nur die Modellierung des bundes­

deutschen Rentensystems. Der zweite Abschnitt erläutert die Parameterwahl und 

beschreibt anhand einiger Kennziffern das Ausgangsgleichgewicht für die numeri­

schen Berechnungen. 

3.1 Das Auerbach-Kotlikoff Modell 

AK-Modelle zeichnen sich aus durch eine besonders detaillierte Abbil­

dung der Nachfrageseite. Dort werden die Konsum-, die Arbeitsangebots- und die 

Spar-entscheidungen aus einem intertemporalen Modell abgeleitet, das den Le­

benszyklus jeder Person in 55 Perioden zerlegt. Zu jedem Zeitpunkt existieren 

damit 55 sich überlappende Generationen, welche die "natürlichen" Altersgruppen 

zwischen 20 und 75 Jahren repräsentieren, die von Jahr zu Jahr mit der Rate n 

wachsen. Während das traditionelle AK-Modell die einzelnen Generationen nicht 

weiter disaggregiert, wird im vorhegenden Modell jede Generation durch fünf 

12 



Haushalte aus unterschiedlichen Lebenseinkommensquintilen repräsentiert". 

Damit leben in jeder Periode 275 Haushaltstypen, die sich nach Einkommen und 

Alter unterscheiden. Alle Individuen sollen jedoch identische Präferenzen aufwei­

sen. Dahinter steckt die Annahme, daß sich arme genau wie reiche Haushalte ver­

halten würden, wenn sie nur deren Einkommen hätten. Der Lebensnutzen eines 

Haushalts ergibt sich aus einer zeitlich additiv-separablen CES-Nutzenfunktion der 

Form12 

wobei ca den Konsum und la die Freizeitnachfrage in der Lebensperiode a reprä­

sentieren. Die Parameter 8,y,p und a bezeichnen jeweils die Zeitpräferenzrate, 

die inter- und intratemporale Substitutionselastizität sowie die relative Gewichtung 

der Freizeit im Vergleich zum Konsum Eine für die späteren Ergebnisse folgenrei­

che Annahme ist, daß die Haushalte keinerlei altruistisch motivierte Erbschaften 

hinterlassen oder Schenkungen vornehmen. Gespart wird ausschließlich zur Alters­

vorsorge. 

Der Produktionssektor ist durch eine Cobb-Douglas Produktionsfunktion 

mit den Faktoren Arbeit und Kapital charakterisiert. Abschreibungen werden ver­

nachlässigt, jedoch werden in bestimmten Modellvarianten Anpassungskosten bei 

11 Einige neuere Versionen des AK-Modells disaggregieren inzwischen jede Generation sogar in zwölf 

Einkommensklassen, vgl. Kotlikoff et al. (1996) und Altig et al. (1997). 

n Im folgenden wird zur notationeilen Vereinfachung auf einen Variablenindex für die Einkommensklasse 

verzichtet. 

r-1 
r 

(11) 
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den Investitionen unterstellt, die sich als Outputverluste niederschlagen. Das ge­

samtwirtschaftliche Produktionsniveau Y ergibt sich dann als 

Y = AKe Ll~£ -0.5b 
I 

~K n 

2 

% . (12) 

Der Niveauparameter A normiert den Lohnsatz im Ausgangsgleichge­

wicht. Der Anteilsparameter s entspricht der Kapitaleinkommensquote und b be­

zeichnet den Anpassungskostenparameter. Im Falle b > 0 muß das Unternehmen 

einen Teil seiner Ressourcen für die Installation des neuen Kapitals einsetzen - man 

denke etwa an Mitarbeiterschulung. Die Anpassungskostentechnologie ist so nor­

miert, daß auf dem langfristigen Gleichgewichtspfad keinerlei Anpassungskosten 

anfallen. Gleichzeitig steigen die marginalen Kosten mit dem Investitionsniveau. 

Als Verhaltenshypothese wird angenommen, daß die Manager der repräsentativen 

Firma den Marktwert des Unternehmens maximieren. Vollständige Konkurrenz auf 

allen Märkten stellt sicher, daß Lohnsätze und Zinssätze den jeweiligen Faktor­

grenzprodukten entsprechen. 

Der Staat wird in zwei getrennte Budgets zerlegt. Der Bundeshaushalt 

übernimmt einen Anteil p der Sozialversicherungsausgaben und stellt eine vorge­

gebene Menge an Kollektivgütern bereit. Der Staatskonsum geht additiv separabel 

in die Nutzenfunktionen ein. Bei der Wohlfahrtsanalyse kann die daraus resultie­

rende Nutzenstiftung jedoch vernachlässigt werden, weil die staatlichen Kon­

sumausgaben pro Kopf in allen Perioden unverändert bleiben. Zur Finanzierung 

dienen progressive Lohn-, Kapital- und Renteneinkommensteuern sowie propor­

tionale Konsumsteuern. Von einer Unternehmensbesteuerung wird ebenso abgese­

hen wie von staatlicher Verschuldungspolitik. 
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Die Modellierung des Rentensystems orientiert sich an bundesdeutschen 

Gegebenheiten. Die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) basiert auf dem reinen 

Umlageprinzip. Die Mittel zur Finanzierung der Ausgaben der laufenden Periode 

werden durch die in der gleichen Periode eingenommenen Beiträge aufgebracht13. 

Die Aufbringung der Mittel erfolgt durch Beitragszahlungen der Versicherten und 

aus Bundeszuschüssen. Die Beiträge werden im Wege des Quellenabzugsverfah­

rens als konstanter Anteil des Bruttoarbeitsentgeltes erhoben14. Durch die Festle­

gung einer Beitragsbemessungsgrenze, die sich an der Entwicklung der Bruttolöh­

ne orientiert, wird ein Höchstbeitrag definiert. Bei der Berechnung der Leistungen 

wird seit 1957 das Prinzip der dynamisierten Rente angewandt, wonach die Ren­

tenzahlungen entsprechend der Lohnentwicklung jährlich anzupassen sind. Mit dem 

Inkrafttreten des Rentenreformgesetzes 1992 wurde von der Bruttolohnanpassung 

zur Nettolohnanpassung umgestellt. Die Höhe der individuellen Altersrente be­

stimmt sich dann aus dem Produkt von persönlichen Entgeltpunkten und aktuellem 

Rentenwert15. Die persönlichen Entgeltpunkte (PEP) berücksichtigen die renten­

rechtlich anzuerkennenden Beitragszeiten und die Höhe der geleisteten individuel­

len Beiträge; über den aktuellen Rentenwert (ARW) wird die jährliche Dynamisie­

rung in die Rentenformel eingebracht. 

13 Die gesetzlich vorgeschriebene Schwankungsreserve von einer Monatsausgabe wird im folgenden ver­

nachlässigt. 

14 Rein formal werden die Beiträge dabei je zur Hälfte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufgebracht. 

Die Belastungswirkungen der Altersvorsorge sind jedoch unabhängig davon, wer nominell die Beiträge 

abfuhrt. 

13 Daneben sind noch der Zugangsfaktor und der Rentenartfaktor zu beachten, welche aber im folgenden 

vernachlässigt werden. 
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Eine exakte Abbildung der derzeitigen Rentenformel erweist sich als ver­

gleichsweise aufwendig. Dies ist aber auch nicht notwendig. Es genügt, sich am 

sog. Eckrentner (kein vorzeitiger Renteneintritt, alle Beitragsjahre mit Durch­

schnittsverdienst) zu orientieren, der bei Renteneintritt einen bestimmten Prozent­

satz seines letzten Nettolohnes erhält. Im Simulationsmodell berechnet sich daher 

die Rentenhöhe im Jahre t für einen Rentner in der Lebensperiode a > ar wie 

folgt: 

(13) 
a -1% 

Bis zum Erreichen des Renteneintrittsalters d werden Entgeltpunkte 

EPj in jedem Beitragsjahr k angesammelt. Die Berechnung der Entgeltpunkte in 

den einzelnen Beitragsjahren k unterscheidet drei Fälle, je nach Höhe des bei­

tragspflichtigen Einkommens yj des Haushalts im Jahre k: 

EPj = ' 

min (L5 y* ! yk \ 0.75) falls y* < 0.75)/; 

y)l yk falls 0.75 yk < y) < L8 yk; 

L8 falls L8 yk < y). 

Die Entgeltpunkte für vollwertige Beitragszeiten ergeben sich durch 

Division der Beitragsbemessungsgrundlage durch das Durchschnittsentgelt aller 

—k 
Versicherten im Jahre k,y . Je höher das beitragspflichtige Einkommen des 

Haushalts während seiner Beitragszeiten über dem Durchschnittseinkommen lag, 

umso höher wird seine Rente über der Durchschnittsrente Hegen. Das für die Bei­

tragsbemessung zugrundegelegte Einkommen darf jedoch nicht die Beitragsbemes­

sungsgrenze überschreiten. Gegenwärtig liegt diese etwa bei dem 1,8-fachen des 
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Durchschnittseinkommens aller Versicherten. Ein Versicherter kann daher maximal 

1.8 Entgeltpunkte erreichen. 

Schließlich soll noch eine Umverteilungsmaßnahme zugunsten der unteren 

Einkommensschichten berücksichtigt werden. Bei sog. langjährigen Versicherten16 

werden die Entgeltpunkte erhöht, wenn die herkömmliche Durchschnittswertbe­

rechnung weniger als 0.75 Entgeltpunkte ergeben würde. Es wird dann ein um 50 

vH höheres als das erzielte Arbeitseinkommen unterstellt, jedoch maximal 75 vH 

des Durchschnittseinkommens aller Versicherten17. In der Rentenberechnungsfor­

mel (13) werden nun die Entgeltpunkte der einzelnen Beitragsjahre summiert und 

durch die Anzahl der Beitragsjahre dividiert. Die Eckrente weist daher für die per­

sönlichen Entgeltpunkte den Wert von eins aus. 

Der aktuelle Rentenwert im zweiten Teil von (13) ist identisch für alle 

Rentner des Jahres t. Er wird jährlich neu festgesetzt und paßt die Entwicklung der 

Rentenleistungen an die Entwicklung der Nettoarbeitseinkommen an. In Periode t 

berechnet sich deshalb der aktuelle Rentenwert als Prozentsatz des durch-

1 JO 
schnittlichen Nettoeinkommens der Vorperiode y" 

Aus dem Budget der Sozialversicherungsbehörde wird als nächstes der 

Beitragssatz abgeleitet. Die Höhe der Beitragseinnahmen ergibt sich aus der DifFe-

16 Das sind Versicherte, die mindestens 35 Jahre rentenrechtliche Zeiten nachweisen können. Da in diesem 

Modell beitragsfreie Zeiten nicht berücksichtigt werden, zählen automatisch alle Haushalte zu den lang­

jährigen Versicherten. 

17 Eine ausführliche Darstellung dieser Zusammenhänge findet sich bei Lampert (1994), S.254f. 

" In der Praxis werden bei der Berechnung des individuellen Rentenniveaus auch noch Krankenversiche­

rungsbeiträge und die Besteuerung der Rentenleistungen berücksichtigt. Eine ausfuhrliche Darstellung 

findet sich bspw. in Glismann und Hom (1996). 
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renz der aggregierten Leistungen des Alterssicherungssystems ( PBt ) und dem 

Bundeszuschuß, d.h. 

r'pPY1 =(l-Mt)PBt, (14) 

wobei PY' die gesamte Bemessungsgrundlage für die Beiträge definiert. Aufgrund 

der Beitragsbemessungsgrenze können sich bei Haushalten mit hohem Einkommen 

marginaler und durchschnittlicher Beitragssatz unterscheiden. Für den Haushalt mit 

dem Alter a in der Periode t berechnet sich der marginale Beitragsatz aus 

T'„ falls y'a < 18/ 

0 falls y'a > 18 y'. 

Den durchschnittlichen Beitragssatz erhält man dann aus 

T*P falls y'a < 18y ' 
T>pWy > y'a falls y'a > L8 y'. 

Mit der Beschreibung des Alterssicherungssystems wurden nun alle zen­

tralen Bestandteile des Modells vorgestellt. Durch Berücksichtigung von Mark­

träumungsbedingungen auf den Faktor- und Gütermärkten in jeder Periode wird 

das Modell geschlossen. Ein langfristiges Wachstumsgleichgewicht liegt vor, wenn 

Sozialprodukt, Kapitalstock und andere endogene Variablen mit der exogenen 

Wachstumsrate der Erwerbsbevölkerung zunehmen. Bei den späteren numerischen 

Berechnungen wird neben einer geschlossenen auch der Fall einer kleinen offenen 

Volkswirtschaft betrachtet. Dann sind zusätzlich die Bedingungen für ein Zah­

lungsbilanzgleichgewicht zu beachten. Die Differenz zwischen heimischer Produk­

tion und inländischer Absorption wird entweder exportiert oder importiert. Der 

Saldo der Kapitalbilanz stimmt - bei Vernachlässigung von Übertragungs- und 

Devisenbilanz - mit der Summe aus den Salden von Handelsbilanz und Dienstlei­

stungsbilanz überein. 
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3.2 Parameterauswahl und Ausgangsgleichgewicht 

Für die numerische Lösung intertemporaler Gleichgewichtsmodelle benö­

tigt man neben den funktionalen Formen von Produktions- und Nutzenfunktionen 

auch konkrete Angaben über deren Parameter. Für gegebene Parameterwerte und 

Anfangsausstattungen läßt sich dann das Ausgangsgleichgewicht ermitteln. Tabelle 

1 enthält die den Berechnungen im nächsten Kapitel zugrundeliegenden Parame­

terwerte. Die Auswahl der Parameterwerte orientiert sich grob an Auerbach und 

Kotlikoff(1987), S.50-54. Zusätzlich mußten noch Lohnprofile fur die fünf Haus­

haltsklassen geschätzt werden. Dabei wurde auf Daten des Sozioökonomischen 

Panels zurückgegriffen. 

Tabelle 1: Parameterwerte des numerischen Modells 

Intertemporale Substitutionselastizität (y) 0.2 

Intertemporale Substitutionselastizität (/>) 0.6 

Zeitpräferenzrate (Ô) 0.01 

Anteilsparameter für Freizeit (a) 1.5 

Anteilsparamter für Kapital (s) 0.25 

Anpassungskostenparameter (b) 7.5 

Wachstumsrate (n) 0.025 

Beitragsjahre zur GRV (ar ) 41 

Rentenniveau (0) 0.7 

Bundeszuschuß (p) 0.0 

Besteuerungsanteil bei Renten 0.4 

Konsumsteuersatz ( r c) 0.15 
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Die Besteuerung der Lohn- und Renteneinkünfte ist progressiv ausgestal­

tet. Durch Abzug von Freibeträgen (bei Lohn- und Zinseinkünften) bzw. durch die 

Bestimmung des Besteuerungsanteils bei Renteneinkünfien wird das zu versteuern­

de Einkommen ermittelt, das die Bemessungsgrundlage für die tarifliche Einkom­

mensteuer bildet. Für das Ausgangsgleichgewicht wurde der Steuertarif von 1996 

(T96) zugrunde gelegt. Er gliedert sich in vier Bereiche (siehe Abbildung 2). Von 

dem zu versteuernden Einkommen bleibt ein Grundfreibetrag von 12000 DM steu­

erfrei19. In der sog. ersten linear-progressiven Zone steigen die Grenzsteuersätze 

für das über dem Grundfreibetrag hegende Einkommen von 25,9 vH bis auf 33,5 

vH bei einem zu versteuernden Einkommen von 55000 DM. In der anschließenden 

zweiten linear-progressiven Zone werden die Einkommen mit Steuersätzen von 

33,5 vH bis zu 53 vH bei einem zu versteuernden Einkommen von 120000 DM 

belastet. In der darauffolgenden sog. oberen Proportionalzone wird jeder Einkom­

menszuwachs gleichbleibend mit 53 vH besteuert. Im Hinblick auf die Besteuerung 

der Zinseinkünfte wird angenommen, daß diese beim T96 an der Quelle mit einem 

Steuersatz von 40 vH (also höher als der Zinsabschlagssatz) belegt werden. Bei der 

Besteuerung von Zinseinkünften kann außerdem ein erhöhter Freibetrag geltend 

gemacht werden, so daß nur ein Bruchteil der Zinseinkommen effektiv besteuert 

wird. Der Konsumsteuersatz beträgt im Ausgangsgleichgewicht 15 vH. 

19 Der Grundfreibetrag war 1996 genau 12095 DM. Im Modell werden jedoch alle Einkommensgrenzen des 

Tarifs zur Vereinfachung gerundet. 
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Abbildung 2: Grenzsteuersatzfunktionen des T96 und T99 

zu varstau arnd«* Einkommen 

Schließlich müssen noch die Parameter des Rentensystems bestimmt wer­

den. Der Renteneintritt erfolgt nach 41 Beitragsjahren. Dies entspricht den durch­

schnittlichen Versicherungsjahren in der GRV20. Das derzeitige Rentenniveau eines 

Eckrentners beträgt etwa 70 vH des durchschnittlichen Nettoeinkommens. Im 

Ausgangsgleichgewicht wird kein Bundeszuschuß geleistet, da im Modell auch 

keinerlei versicherungsfremde Leistungen berücksichtigt werden können. Schließ­

lich wird unterstellt, daß 40 vH der Rente zu versteuern sind. Bei diesem Anteil 

wird ein realistisches Aufkommen aus der Rentenbesteuerung erzielt. Er hegt hö­

her als der gegenwärtige Anteil von 27 vH, da das Modell nur fünf Einkommens­

klassen unterscheidet. Das Renteneinkommen der reichsten Haushalte im Modell 

entspricht deshalb etwa dem 4-fachen des Grundfreibetrages und würde somit bei 

dem tatsächlich geltenden Steueranteil kaum besteuert. 

20 Vgl. VDR (1997), S.85. 
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Tabelle 2: Makroökonomische Kennziffern im Ausgangsgleichgewicht* 

1. Gesamtwirtschaftliche Eckwerte 

Kapitalproduktivität 2.5 

Zinssatz 9.9 

Sparquote 7.6 

Konsumquote 67.8 

Staatsquote 26.9 

Investitionsquote 6.3 

2. Einkommensverteilung 

zu versteuerndes Jahreseinkommen von ... bis 

0 - 12 000 9.4 

12 - 30 000 40.8 

30 - 50 000 22.5 

50 - 100 000 20.0 

100- 7.3 

3. Staatsbudget 

Rentenbeitragssatz 9.4 

Konsumsteueranteil 37.3 

Lohnsteueranteil 53.5 

Zinssteueranteil 8.9 

Rentensteueranteii 0.2 

* Alle Angaben mit Au snahme der Kapitalproduktivität in vH. 
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Tabelle 2 gibt einen Überblick über einige Eckdaten des Ausgangsgleich­

gewichts. Da keinerlei Abschreibungen berücksichtigt werden, erhält man eine re­

lativ niedrige Investitionsquote. Zu beachten ist, daß sich die Angaben zur Ein­

kommensverteilung auf das zu versteuernde Lohneinkommen beziehen. Freibeträge 

sind also hier bereits abgezogen und Kapital- und Renteneinkommen werden nicht 

berücksichtigt. Da die demographische Struktur durch die konstante Wachstumsra­

te der Bevölkerung bestimmt wird, hängt der Anteil der Rentner an der Gesamtbe­

völkerung allein vom Renteneintrittsalter ab. Der derzeitige Rentneranteil ist etwa 

doppelt so hoch wie im Ausgangsgleichgewicht. Folglich ist auch der endogen 

bestimmte Rentenbeitrag nur halb so hoch wie der tatsächliche Satz. 

4. Simulationsergebnisse 

In diesem Kapitel werden zunächst die durchgeführten Simulationsrech­

nungen erläutert. Dann werden die numerischen Ergebnisse für verschiedene Ein­

kommensteuer- und Rentenreformszenarien präsentiert. 

4.1 Die untersuchten Reformprojekte 

Im vorangegangenen Kapitel wurde bereits der im Ausgangsgleichgewicht 

geltende linear-progressive T96 beschrieben. In den Simulationen zur Einkom­

mensteuerreform wird dieser ersetzt durch den ' Zukunftstarif '99" (T99), der die 

folgenden Tarifmerkmale aufweist: Nach dem Grundfreibetrag beginnt eine pro­

portionale Eingangsstufe von 15 vH bis zu einem zu versteuerndem Einkommen 

von 18 000 DM. Danach springt der Grenzsteuersatz auf 22,5 vH und steigt linear 
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bis zu einem Höchstsatz von 39 vH bei und ab einem zu versteuernden Einkommen 

von 90 000 DM an. In Abbildung 2 sind die Grenzsteuersatzverläufe des T96 und 

des T99 eingezeichnet. Zur besseren Vergleichbarkeit wird auch beim T99 ein 

Grundfreibetrag von 12 000 DM unterstellt, obwohl der Reformvorschlag eine 

Anhebung auf etwa 13 000 DM ab 1999 vorsieht. Die dargestellten Tariffunktio-

nen werden im Modell nur auf die zu versteuernden Lohn- und Renteneinkommen 

angewendet. Im Hinblick auf die Besteuerung der Zinseinkünfte wird angenom­

men, daß beim T99 der Steuersatz von 40 auf 35 vH reduziert wird. Die Steuer­

mindereinnahmen aufgrund des neuen Einkommensteuertarifs belaufen sich auf 

rund 70 Mrd. DM21. Zur Gegenftnanzierung dieser Steuerausfälle ist eine Verbrei­

terung der Bemessungsgrundlage vorgesehen, die angestrebte Nettoentlastung der 

Haushalte beziffert sich dann auf rund 30 Mrd. DM. Das vorliegende Simulations­

modell kann die einzelnen Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemessungsgrundla­

ge nicht im Detail erfassen. Außerdem werden nur Differentialinzidenzen, also ins­

gesamt aufkommensneutrale Steuerreformen untersucht. Um die Wirkungen von 

Tarifsenkung und Verbreiterung der Bemessungsgrundlage zu isolieren, werden 

bei der Gegenfinanzierung des T99 zwei Alternativen betrachtet: Zunächst wird 

angenommen, daß die Aufkommensneutralität allein über eine periodische Anpas­

sung des Umsatzsteuersatzes erfolgt und die Bemessungsgrundlage unverändert 

bleibt (Szenario I). In der zweiten Simulation werden dann die Freibeträge beim 

Lohneinkommen um etwa 40 vH und die Freibeträge beim Zinsabschlag um etwa 

30 vH gekürzt, sowie der Besteuerungsanteil der Renteneinkommen auf 60 vH 

erhöht. Die Kürzung der Freibeträge und die Anhebung des Rentenbesteuerungsan­

teils wurde so gewählt, daß die Mehreinnahmen mit den Prognosen der Bundesre-

21 Vgl. BMF (1997), S.43. 
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gienrng kompatibel sind. Die Deckung der verbleibenden Steuerausfälle erfolgt 

erneut über eine periodische Anpassung des Umsatzsteuersatzes (Szenario H). Um 

die Rückwirkungseffekte von Faktorpreisveränderungen zunächst zu vernachlässi­

gen, werden die beiden ersten Simulationen in einer kleinen offenen Volkswirt­

schaft durchgeführt. Danach wird die Sensitivität der Ergebnisse bei unterschiedli­

chen Modellann ahmen getestet. Dazu wird der T99 in der geschlossenen Volks­

wirtschaft zunächst ohne (Szenario III) und dann mit Anpassungskosten (Szenario 

IV) simuliert. 

Die unterschiedlichen Szenarien zur Reform der Alterssicherung werden 

alle in der geschlossenen Volkswirtschaft ohne Anpassungskosten simuliert. Im 

Mittelpunkt der ersten drei Reformvarianten steht eine rasche Absenkung der 

Beitragssätze um etwa 2 vH. Dies wird alternativ herbeigeführt durch eine Anhe­

bimg des Bundeszuschusses und damit der Umsatzsteuer (Szenario I), durch eine 

Anhebung des Renteneintrittsalters um 2 Jahre (Szenario II) und durch eine Ab­

senkung des Rentenniveaus von derzeit 70 auf etwa 60 vH (Szenario EH). Das 

letzte Reformszenario beschäftigt sich mit einem Vorschlag des Wissenschaftlichen 

Beirats beim Bundesministerium der Finanzen. Er fordert die Abschaffung ver­

schiedener interpersoneller Umverteilungselemente und eine Absenkung der Bei­

tragsbemessungsgrenze22. In Szenario IV wird deshalb die Beitragsbemessungs­

grenze auf das 1,5-fache des Durchschnittseinkommens gesenkt und gleichzeitig 

die Anhebung der Entgeltpunkte bei niedrigen Einkommen vollständig abgeschafft. 

In Periode Null gilt noch das in Tabelle 2 beschriebene Ausgangsgleich­

gewicht. Alle Simulationen starten von diesem Gleichgewichtspfad. Zu Beginn des 

Jahres eins werden die verschiedenen finanzpolitischen Parameter verändert und 

22 Vgl . Wissenschaftlicher Beirat (1994), S. 64ff. 
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mit Hilfe eines iterativen Gauss-Seidel Algorithmus ein neuer Entwicklungspfad fur 

die Volkswirtschaft berechnet23. Danach werden die Nutzen- und Einkommensver­

änderungen für die einzelnen Generationen im Vergleich zum Ausgangsgleichge­

wicht ermittelt. Die Bezugsgröße für die so ermittelten Wohlfahrtsveränderungen 

ist das "maximale" Lebenseinkommen der fünf Lebenseinkommensklassen im Aus­

gangsgleichgewicht. Darunter ist der Gegenwartswert der mit dem Nettolohnsatz 

bewerteten Zeitausstattung zu verstehen. Die effizienz- und umverteilungsbeding­

ten Wohlfahrtsänderungen werden daher in allen nachfolgenden Tabellen als vH 

des jeweiligen maximalen Lebenseinkommens nach Steuern angegeben. Für die in 

der Reformperiode lebenden Generationen wird dabei nur das über die Restlebens­

zeit verbleibende maximale Lebenseinkommen gewählt. Sofern es sich um aggre­

gierte intra- oder um intergenerative Angaben handelt, werden auch jeweils die 

aggregierten intra- oder intergenerativen maximalen Lebenseinkommen als Be­

zugsgrößen gewählt. 

4.2 Simulationsergebnisse zur Reform der Einkommensteuer 

Die Ergebnisse der Simulationen des Übergangs zum T99 sind in den Ta­

bellen 3 bis 5 dargestellt. Tabelle 3 beschreibt dabei die Entwicklung einiger aus­

gewählter makroökonomischer Kennziffern entlang des Anpassungspfades. Die 

Steuerreform wird zu Beginn des ersten Jahres implementiert. Die mit „oo" be­

zeichnete Zeile gibt die Werte nach Erreichen eines neuen langfristigen Gleichge­

wichts an. 

23 Zu den technischen Einzelheiten siehe etwa Auerbach und KotlikofF (1987), S. 46f. 
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Tabelle 3: Makroökoiiomische Entwicklung beim Übergang zum T99 

Szenario Il) Szenario n2) Szenario 1H3) Szenario IV4) 

Abweichungen in vH gegenüber Ausgangsgleichgewicht 

Arbeitsangebot 
1. Jahr 2.8 2.4 1.9 2.0 
2. Jahr 1.6 1.6 1.4 1.1 
5. Jahr 1.2 1.3 1.1 1.0 
00 -0.7 0.1 0.6 0.6 
Kapitalstock 
1. Jahr 2.8 2.4 0.0 0.0 
2. Jahr 1.6 1.6 0.4 0.2 
5. Jahr 1.2 1.3 1.3 0.7 
oo -0.7 0.1 3.2 3.2 
Konsum 
1. Jahr -0.3 0.6 0.4 1.5 
2. Jahr -0.4 0.4 0.4 0.6 
5. Jahr -0.0 0.6 0.7 0.7 
oo 2.0 1.5 1.6 1.6 
Lohnsatz 
1. Jahr 0.0 0.0 -0.4 -0.5 
2. Jahr 0.0 0.0 -0.2 -0.2 
5. Jahr 0.0 0.0 0.0 0.0 
oo 0.0 0.0 0.6 0.6 
Zinssatz 
1. Jahr 0.0 0.0 1.4 1.5 
2. Jahr 0.0 0.0 0.7 0.7 
5. Jahr 0.0 0.0 -0.1 0.2 
oo 0.0 0.0 -1.8 -1.8 
Kapital eüterpreis 
1. Jahr 0.0 0.0 0.0 0.0 
2. Jahr 0.0 0.0 0.0 1.6 
5. Jahr 0.0 0.0 0.0 1.3 
oo 0.0 0.0 0.0 0.0 

Werte in vH 
Soarauote 
1. Jahr 9.7 9.0 8.6 8.0 
2. Jahr 9.1 8.6 8.3 7.9 
5. Jahr 8.9 8.5 8.2 7.9 
oo 7.8 7.7 7.6 7.6 
Konsumsteuersatz 
1. Jahr 20.9 16.6 16.9 14.9 
2. Jahr 21.2 16.8 16.9 17.1 
5. Jahr 21.2 16.8 16.9 17.1 
oo 20.7 16.8 16.7 16.7 
Rentenbeitragssatz 
1. Jahr 9.0 9.1 9.2 9.2 
2. Jahr 10.2 9.8 9.7 9.8 
5. Jahr 9.9 9.7 9.7 9.7 
oo 9.9 9.7 9.7 9.7 

0 Tarifsenkung ohne Verbreiterung der Bemessungsgrundlage in kleiner offener Volkswirtschaft. 
2) Tarifsenkung mit Verbreiterung der Bemessungsgrundlage in kleiner offener Volkswirtschaft. 
3) Tarifsenkung mit Verbreiterung der Bemessungsgrundlage in geschlossener Volkswirtschaft. 
4) Tarifsenkung mit Verbreiterung der Bemessungsgrundlage in geschl. VW mit Anpassungskosten, 
oo: Wert nach Erreichen des langfristigen Gleichgewichts. 
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4.2.1 Steuerreform in der kleinen offenen Volkswirtschaft 

In Szenario I wird die Tarifsenkung allein durch eine Anhebung der Kon­

sumsteuer finanziert. Deshalb muß im Jahr der Steuerreform der Konsumsteuer­

satz auf nahezu 21 vH angehoben werden. Als Folge davon sinkt zunächst der 

Konsum. Die gesunkenen Grenzsteuersätze erhöhen jedoch das Arbeitsangebot 

und die Ersparnisse. Ersteres fuhrt in der kleinen offenen Volkswirtschaft zu einem 

sofortigen Zustrom von Kapital, der alle Abweichungen vom Zinsniveau des Aus­

gangsgleichgewichtes kompensiert. Aufgrund der konstanten Skalenerträge bleibt 

dann auch der Lohnsatz unverändert. Der Rentenbeitragssatz wird im Jahr der 

Steuerreform sinken. Während die Bemessungsgrundlage fur die Beiträge ansteigt, 

bleiben die Leistungen zunächst unverändert, da die Anpassungen an die Loh­

nentwicklung ein Jahr verzögert erfolgen. In den nachfolgenden Jahren sinken das 

Arbeitsangebot, der Kapitalstock und die Ersparnisse wieder, der Konsum dage­

gen nimmt stetig zu. Dadurch kann der Konsumsteuersatz geringfügig gesenkt 

werden. Der Rentenbeitragssatz steigt im zweiten Jahr der Reform stark an auf 

10,2 vH. Im Zuge der Einkommensteuerreform sind die durchschnittlichen Netto­

einkommen beträchtlich angestiegen. Mit einem Jahr Verzögerung schlägt sich dies 

auch in einem Anstieg der Rentenleistungen nieder. In den folgenden Jahren sinkt 

mit dem Arbeitsangebot auch wieder das durchschnittliche Nettoeinkommen; der 

Anstieg des Beitragssatzes wird deshalb gedämpft. 

Tabelle 4 informiert über die Effizienz- und Umverteilungseffekte des 

Übergangs vom T96 zum T99. Zur besseren Übersicht werden dabei jeweils nur 

das erste, dritte und fünfte Einkommensquintil angegeben, sowie die aggregierten 

Effekte fur eine gesamte Generation. Der in der ersten Spähe z.B. mit „70-jährige" 
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Tabelle 4: Wohlfahrtseffekte beim Übergang zum T99 
in vH des maximalen Lebenseinkommens nach Steuern-

Szenario I* Szenario II* 

Umverteilung Effizienz Umverteilung Effizienz 
1. Ouintil 
70-jährige 
50-jährige 
30-jährige 
10-jährige 
1-jährige 

00 

-1.10 
-1.18 
-2.75 
-2.55 
-2.50 
-2.49 

0.00 
0.09 
1.16 
0.54 
0.55 
0.56 

-0.33 
-0.86 
-2.33 
-1.81 
-1.80 
-1.86 

0.00 
-0.21 
0.74 

-0.03 
-0.02 
-0.01 

z -2.14 0.66 -1.69 0.21 

3. Ouintil 
70-jährige 
50-jährige 
30-jährige 
10-jährige 

1-jährige 
00 

-0.92 
-0.80 
-0.99 
-1.06 
-1.01 
-1.00 

0.00 
0.30 
0.35 
0.26 
0.27 
0.28 

-0.37 
-0.91 
-1.30 
-1.40 
-1.39 
-1.44 

0.00 
0.41 
0.40 
0.32 
0.33 
0.33 

I -0.92 0.29 -1.16 0.37 

5. Ouintil 
70-jährige 
50-jährige 
30-jährige 
10-jährige 

1-jährige 
00 

-0.63 
0.46 
2.77 
5.06 
5.11 
5.14 

0.00 
0.40 
1.06 
0.60 
0.61 
0.70 

-0.34 
0.52 
2.84 
5.06 
5.07 
5.07 

0.00 
0.57 
1.32 
0.80 
0.81 
0.90 

I 2.37 0.65 2.43 0.84 

Insgesamt 
70-jährige 
50-jährige 
30-jährige 
10-jährige • 

1-jährige 
oo 

-0.82 
-0.47 
-0.01 
0.67 
0.72 
0.73 

0.00 
0.31 
0.63 
0.38 
0.40 
0.43 

-0.36 
-0.43 
-0.03 
0.64 
0.65 
0.61 

0.00 
0.38 
0.69 
0.39 
0.40 
0.44 

2 0.00 0.43 0.00 0.47 

* Siehe Fußnoten in Tabelle 3. 
oo : Haushalte im neuen langfristigen Gleichgewicht. 
S : Über alle Generationen aggregierte Wert. 
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Tabelle 5: Wohlfahrt seSekte beim Übergang zum T99 
in vH des maximalen Lebenseinkommens nach Steuern 

Szenario HI* Szenario IV* 

Umverteilung Effizienz Umverteilung Effizienz 

ST FP ST FP 
1. Ouintil 
70-jährige -0.45 0.06 0.00 -0.53 0.41 -0.01 
50-jährige -0.82 -0.07 -0.20 -0.87 0.02 -0.22 
30-jährige -2.29 -0.07 0.76 -2.27 -0.10 0.76 
10-jährige -1.86 0.10 -0.02 -1.87 0.01 -0.02 

1-jährige -1.86 0.13 -0.01 -1.86 0.06 -0.01 
00 -1.89 0.13 -0.01 -1.89 0.13 -0.01 

E -1.69 0.22 -1.71 0.21 

3. Ouintil 
70-jährige -0.47 0.05 0.00 -0.54 0.36 -0.01 
50-jährige -0.85 -0.07 0.40 -0.89 0.01 0.39 
30-jährige -1.23 -0.05 0.40 -1.20 -0.09 0.39 
10-jährige -1.46 0.13 0.33 -1.46 0.04 0.32 

1-jährige -1.47 0.16 0.33 -1.46 0.09 0.33 
00 -1.50 0.16 0.33 -1.50 0.16 0.33 

s -1.15 0.36 -1.16 0.35 

5. Ouintil 
70-jährige -0.40 0.04 0.00 -0.37 0.27 0.00 
50-jährige 0.57 -0.07 0.55 0.56 0.00 0.54 
30-jährige 2.85 -0.05 1.31 2.92 -0.12 1.31 
10-jährige 4.96 0.19 0.80 4.99 0.08 0.79 

1-jährige 4.97 0.23 0.80 4.98 0.14 0.79 
00 5.03 0.23 0.88 5.03 0.23 0.88 

E 2.44 0.82 2.46 0.82 

Insgesamt 
70-jährige -0.45 0.05 0.00 -0.48 0.32 0.00 
50-jährige -0.38 -0,07 0.37 -0.41 0.01 0.35 
30-jährige 0.00 -0.05 0.69 0.04 -0.11 0.68 
10-jährige 0.57 0.14 0.40 0.57 0.05 0.39 
1-jährige 0.57 0.17 0.40 0.57 0.10 0.40 

00 0.56 0.17 0.43 0.56 0.17 0.43 

I 0.0 0.47 0.0 0.46 

* Siehe Fußnoten in Tabelle 3. 
oo : Haushalte im neuen langfristigen Gleichgewicht. 
S : Über alle Generationen aggregierte Werte. 
ST: Umverteilung aufgrund veränderter Steuerbelastung. 
FP: Umverteilung aufgrund veränderter Faktorpreise. 
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bezeichnete Haushalt (bzw. Generation) ist zum Zeitpunkt der Steuerreform 70 

Jahre alt und wird noch fünf Jahre leben. Die mit „oo" und „2" bezeichneten 

Zeilen beschreiben dann die Haushalte im neuen langfristigen Gleichgewicht und 

die über alle Generationen aggregierten Werte. 

Betrachten wir zunächst die Effizienzwirkungen in der zweiten Spalte. Die 

dort ausgewiesene Veränderung der Zusatzlasten der Besteuerung ist auf zwei 

gegenläufige Effekte zurückzufuhren. Die Senkung der Grenzsteuersätze für Lohn-

und Kapitaleinkommen vermindert die Verzerrungen bei der Konsum-Freizeit-

Wahl und bei den intertemporalen Konsumentscheidungen. Gleichzeitig fuhrt der 

Anstieg der Konsumsteuersätze zu Substitutionseffekten bei der Konsum-Freizeit 

Wahl. In der Regel dominiert der erste Effekt den zweiten, so daß die Reform zu 

Effizienzgewinnen führt. Die Darstellung von Effizienzverlusten mit Hilfe des Har­

berger Dreiecks zeigt, daß die Zusatzlasten der Besteuerung (in erster Annähe­

rung) quadratisch mit den Grenzsteuersätzen zunehmen. Die Reduktion der hohen 

Grenzsteuersätze bei der progressiven Lohn- und Kapitaleinkommesteuer reduziert 

deshalb die Zusatzlasten weit stärker, als die zur Aufkommensneutralität erforder­

liche Anhebung der proportionalen Konsumsteuer die Zusatzlasten verstärkt. Aus 

Tabelle 4 wird auch deutlich, daß die einzelnen Generationen und Einkommens-

quintile an den Effizienzzuwächsen in stark unterschiedlichem Ausmaß beteiligt 

sind. Rentnergenerationen weisen keinerlei Effizienzgewinne aus, weil sie nicht 

mehr zwischen Konsum und Freizeit substituieren können und auch intertemporale 

Konsumverlagerungen kaum mehr möglich sind. Generationen, welche kurz vor 

dem Renteneintritt stehen, weisen vergleichsweise niedrige Effizienzgewinne aus. 

Diese Generationen haben die produktivste Phase ihres Arbeitslebens bereits über­

schritten und beziehen deshalb zum Zeitpunkt der Steuerreform nicht mehr die 
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höchsten Erwerbseinkommen. Die zum Zeitpunkt der Steuerreform 30-jährigen 

stehen kurz vor ihrer produktivsten Lebensphase, wo sie, über den Lebenszyklus 

gesehen, die höchsten Einkommen beziehen. In dieser Situation profitieren die 

Generationen von der Senkung der Lohnsteuersätze am stärksten. Auffallend ist 

auch, daß das unterste und das oberste Einkommensquintil in der Regel höhere 

Effizienzgewinne verbuchen als das mittlere. Abbildung 2 macht den Grund dafür 

deutlich. Das unterste Einkommensquintil bezieht ein zu versteuerndes Jahresein­

kommen zwischen 10 000 DM und 20 000 DM. In diesem Bereich fallt jedoch die 

Absenkung der Grenzsteuersätze wesentlich deutlicher aus als im mittleren Ein­

kommensbereich zwischen 40 000 DM und 50 000 DM, wo sich die zu versteu­

ernden Jahreseinkommen des dritten Quintiis hauptsächlich befinden. Die höchste 

Einkommensklasse schließlich bezieht fast über die gesamte Arbeitsphase ein Jah­

reseinkommen über 80 000 DM und realisiert deshalb hohe Effizienzgewinne durch 

die Senkung der Grenzsteuersätze. In der letzten Zeile ist auch der über alle Haus­

halte und Generationen aggregierte Effizienzgewinn durch die Steuerreform ange­

geben. Dieser Wert würde typischerweise in einem Ramsey-Modell ermittelt, in 

dem die Generationen mittels Erbschaften alle durch Politikreformen ausgelösten 

Einkommenseffekte neutralisieren24. Der angegebene Wert von 0.43 vH des ge­

samten abdiskontierten maximalen Lebenseinkommens mag zunächst gering er­

scheinen. Bezogen auf den Gegenwartswert des Steueraufkommens sind das je­

doch 4.2 vH des gesamten Steueraufkommens. 

Bei den umverteilungsbedingten Wohlfahrtseffekten der Steuerreform 

fallen vor allem zwei Sachverhalte auf. Erstens: Die Implementierung des T99 ist 

mit einer erheblichen intragenerativen Umverteilung von arm zu reich verbunden. 

24 Vgl. etwa Hutton und Kenc (1996). 

32 



Das unterste Einkommensquintil verliert dabei noch wesentlich stärker als das 

mittlere, umgekehrt werden im obersten Quintil enorme Umverteilungsgewinne 

erzielt. Zweitens: Die Spalte mit den aggregierten Werten zeigt deutlich eine in­

tergenerative Umverteilung zu Lasten der gegenwärtig lebenden alten und mittle­

ren und zugunsten der jungen und künftigen Generationen. Die ökonomische Er­

klärung für die intergenerativen Umverteilungseffekte ergibt sich aus dem Ein­

kommens- und Konsumprofil über den Lebenszyklus. Die Besteuerung der Ren­

teneinkommen bei den älteren Generationen ist niedrig und wird durch die Steuer­

reform kaum beeinflußt. Eine insgesamt aufkommensneutrale Umschichtung von 

den direkten zu den indirekten Steuern erhöht deshalb die Steuerbelastung der 

Rentnergenerationen. Die jungen Generationen gewinnen umso mehr, je mehr Le­

bensphasen sie noch vor sich haben. Die stärkere Gewichtung der Konsumbesteue­

rung verlagert die Steuerzahlungen in die Zukunft, so daß der Gegenwartswert der 

Steuerbelastung abnimmt. Generationen, welche erst nach der Reform ins Erwerbs­

leben eintreten, werden schließlich auch durch das langfristige leichte Absinken des 

Konsumsteuersatzes noch etwas begünstigt. Die intergenerative Umverteilung ist 

im übrigen auch für das in Tabelle 3 beobachtbare Absinken des Arbeitsangebotes 

und der Ersparnisse während der Anpassung zum neuen langfristigen Gleichge­

wicht verantwortlich. Aufgrund der Einkommenszuwächse steigt die Nachfrage der 

künftigen Generationen nach Konsumgütern und Freizeit. Insgesamt addieren sich 

die Umverteilungseffekte über alle Generationen natürlich zu Null. 

Die intragenerative Umverteilung von arm zu reich erklärt sich aus den 

Differenzen der beiden Steuertarife und der regressiven Wirkung der Konsumsteu­

er in diesem Modell. Im obersten Einkommensbereich werden die Durchschnitts­

steuersätze sehr stark gesenkt. Bis auf die Rentnergenerationen werden deshalb die 
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Haushalte des fünften Einkommensquintiis durch die Senkung der Einkommen­

steuer stärker entlastet, als sie durch den Anstieg der Konsumsteuer belastet wer­

den. Im mittleren Einkommensbereich fallen die Entlastungen bei der Lohnsteuer 

weit geringer aus. Deshalb steigt die Steuerbelastung der Haushalte des dritten 

Quintiis insgesamt an. Im untersten Einkommensbereich gibt es viele Haushalte, 

welche beim T96 ein zu versteuerndes Einkommen genau in Höhe des Grundfrei­

betrages ausweisen. Diese Haushalte zahlen zwar keine Einkommensteuer, aber 

ihre individuellen Grenzsteuersätze liegen zwischen 0 und 25,9 vH. Diese sog. 

„virtuellen" Grenzsteuersätze werden benötigt, um die Sprungstelle im Grenzsteu­

ertarif technisch in den Griff zu bekommen25. Die Reduktion der Eingangsstufe auf 

15 vH bewirkt eine starke Ausweitung des Arbeitsangebotes genau dieser Haushal­

te, so daß sie nun Lohnsteuern bezahlen. Der gesunkene Grenzsteuersatz fuhrt 

somit zu einem positiven Durchschnittssteuersatz. Der Anstieg der Steuerbelastung 

ist also sowohl auf höhere Konsumsteuern als auch auf höhere Lohnsteuern zu­

rückzuführen. Diese Haushalte werden in doppelter Weise getroffen. Schließlich 

muß die regressive Wirkung der Konsumsteuer in diesem Modell etwas genauer 

erläutert werden. Je höher das Einkommensquintil ist, umso stärker wächst das 

Einkommen über den Lebenszyklus. Entsprechend steiler verläuft dann auch der 

Konsumpfad über den Lebenszyklus. Bei den reichen Haushalten fallen deshalb die 

Steuerlasten der Konsumsteuer relativ spät im Lebenszyklus an und damit sinkt der 

Gegenwartswert der Steuerlasten. Die Konsumsteuer wirkt also auch in diesem 

25 Bei einem Grenzsteuersatz von Null würden diese Haushalte mehr arbeiten und ein zu versteuerndes 

Jahreseinkommen über dem Grundfreibetrag erzielen. Bei einem Grenzsteuersatz von 25,9 vH dagegen 

würden sie ihr Arbeitsangebot reduzieren und entsprechend vermindert sich ihr Jahreseinkommen. 
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Modell regressiv, obwohl sich die Sparquoten der einzelnen Lebenseinkommens­

klassen nur geringfügig unterscheiden. 

Als nächstes wird bei der Gegenfinanzierung der Steuerausfalle auch die 

anvisierte Verbreiterung der Bemessungsgrundlage bei Lohn-, Zins-, und Renten­

einkommen berücksichtigt. Tabelle 3 macht deutlich, daß dann der Konsumsteuer­

satz nur noch um 1,8 vH ansteigen muß. Die Reaktionen von Arbeitsangebot und 

Ersparnissen werden etwas abgedämpft, der Konsum steigt nun während der ge­

samten Anpassung. Zu beachten ist ferner, daß selbst diese abgeschwächte Politik 

noch einen beachtlichen Einfluß auf die Entwicklung des Rentenbeitragsatzes aus­

übt. Die Unterschiede bei den Wohlfahrtseffekten zeigen sich im rechten Teil der 

Tabelle 4. Bei den Effizienzeffekten weisen die Generationen des untersten Quintiis 

nun wesentlich niedrigere Werte - teilweise sogar Effizienzverluste aus. Infolge des 

Stufentarifs bewirkt die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage in diesem Ein­

kommensbereich einen überproportionalen Anstieg der Grenzsteuersätze. Die da­

durch hervorgerufenen Effizienzverluste sind höher als die Effizienzgewinne durch 

den verminderten Konsumsteuersatz. Im mittleren Einkommensbereich steigt der 

Grenzsteuersatz nur geringfügig an. Das dritte Quintil realisiert deshalb durchweg 

höhere Effizienzgewinne als in Szenario I. Am ausgeprägtesten sind jedoch die 

Effizienzgewinne im Vergleich zu Szenario I im obersten Einkommensbereich. 

Dies ist nicht weiter verwunderlich, da die Verbreiterung der Bemessungsgrundla­

ge nicht zu einem Anstieg des Grenzsteuersatzes im obersten Einkommensbereich 

führt. Aggregiert über alle Generationen und Einkommensklassen steigt der Effizi­

enzgewinn gegenüber Szenario I leicht an. 

Eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage reduziert die intergenerati­

ven Umverteilungseffekte. Da der Konsumsteuersatz nun um weniger als 2 vH 

35 



ansteigt, werden die Rentnergenerationen weit weniger belastet als in Szenario I. 

Umgekehrt müssen dann eben mittlere und künftige Generationen vergleichsweise 

höhere Lasten tragen. Die einzelnen Lebenseinkommensklassen werden jedoch 

durch die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage ganz unterschiedlich getroffen. 

Im untersten Einkommensbereich reduziert sich die Steuerbelastung im Vergleich 

zu Szenario I. Der sprunghafte Anstieg der Grenzsteuersätze reduziert das Arbeits­

angebot und damit auch die Steuerbelastung. Im mittleren Einkommensquintil wird 

mehr gearbeitet. Folglich steigt der durchschnittliche Lohnsteuersatz durch die 

Verbreiterung der Bemessungsgrundlage wesentlich stärker an. Entsprechend rea­

lisieren alle Generationen mit Ausnahme der Rentner Einkommensverluste im 

Vergleich zu Szenario I. Das fünfte Quintil wird noch zusätzlich durch den Anstieg 

der Rentenbesteuerung belastet. Die Unterschiede zu Szenario I sind deshalb nur 

gering. 

4.2.2 Steuerreform in der geschlossenen Volkswirtschaft 

Um die Sensitivität der Ergebnisse zu testen, wird in Szenario III der 

Übergang zum T99 in einer geschlossenen Volkswirtschaft simuliert. Angebots­

und Nachfrageveränderungen auf dem Arbeits- und Kapitalmarkt werden nun 

durch Anpassung der Bruttofaktorpreise in Einklang gebracht. 

Tabelle 3 zeigt die makroökonomische Entwicklung in diesem Fall. Das 

Arbeitsangebot und die Ersparnisse steigen wie bisher sofort nach Einfuhrung des 

neuen Tarifs. Die höheren Ersparnisse führen nun jedoch erst in der zweiten Peri­

ode zu einer Anpassung des Kapitalstocks. Deshalb sinkt zunächst das Grenzpro­

dukt der Arbeit, während das Grenzprodukt des Kapitals steigt. Mittel- und lang­

fristig dreht sich diese Entwicklung um, so daß der Lohnsatz im neuen langfristigen 
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Gleichgewicht 0,6 vH höher als im Ausgangsgleichgewicht ist. Diese Veränderung 

der Lohn- und Zinssätze löst nun zusätzliche Verteilungswirkungen aus, deren 

Richtung und Ausmaß im folgenden quantifiziert wird. In Tabelle 5 wird die Um­

verteilung nun in zwei Spalten ausgewiesen. Neben den veränderten Steuerbela­

stungen in den mit „ST" bezeichneten Spalten müssen noch die in den „FP" -

Spalten angegebenen Umverteilungseffekte aufgrund veränderter Faktorpreise be­

rücksichtigt werden. Wie nicht anders zu erwarten, profitieren die Rentnergenera­

tionen vom kurzfristigen Anstieg der Zinssätze, während die Generationen mittle­

ren Alters infolge des vorübergehenden Ab sinkens der Löhne etwas verlieren. 

Langfristig gewinnen wieder alle Haushalte durch die Faktorpreisentwicklung. Al­

lerdings fallt au£ daß die Haushalte des fünften Quintiis von der Lohnentwicklung 

am stärksten profitieren. Diese liegt wohl am Lohnwachstum über den Lebenszy­

klus, das bei diesen Haushalten am höchsten ist. Insgesamt zeigt sich jedoch, daß 

die Rückkoppelungseffekte aufgrund der Faktorpreisentwicklung quantitativ eher 

unbedeutend sind. In der Tendenz verstärken sie die intergenerative Umverteilung 

aufgrund veränderter Steuerlasten. 

Zum Schluß dieses Abschnitts soll noch auf die Wirkung von Anpas­

sungskosten eingegangen werden. Szenario IV in Tabelle 3 zeigt die makroöko­

nomische Entwicklung, wenn in der Produktionstechnologie (12) der Parameter b 

den Wert 7.5 erhält. Diese Parametrisierung impliziert bei einem Wachstum des 

Kapitalstocks von 5 vH Anpassungskosten in Höhe von 4.7 vH der Investitions­

ausgaben. Da im langfristigen Gleichgewicht keinerlei Anpassungskosten auftreten, 

stellt sich dasselbe langfristige Gleichgewicht ein wie in Szenario IH. Die kurz- und 

mittelfristige Entwicklung wird jedoch gedämpft. Die zusätzlichen Kosten bei der 

Installation des neuen Kapitals treiben den Kapitalgüterpreis in die Höhe. Davon 
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Tabelle 6: Makroökonomische Entwicklung bei einer Reform der Alterssicherung 

Szenario 10 Szenario II2) Szenario III3) Szenario IV4) 

Abweichungen in vH gegenüber Ausgangsgleichgewicht 

Arbeitsangebot 
1. Jahr 0.3 0.8 0.9 0.3 
2. Jahr 0.1 1.8 0.6 0.3 
5. Jahr 0.1 1.4 0.4 0.3 
co 0.0 1.3 0.1 0.1 
Kaoitalstock 
1. Jahr 0.0 0.0 0.0 0.0 
2. Jahr 0.1 0.0 0.4 0.0 
5. Jahr 0.3 0.7 1.6 0.1 
00 1.2 2.2 4.7 1.5 
Konsum 
1. Jahr 0.0 0.7 -0.7 0.2 
2. Jahr -0.1 1.0 -0.6 0.2 
5. Jahr 0.0 1.1 -0.2 0.2 
CO 0.2 2.1 1.4 0.6 
Lohnsatz 
1. Jahr 0.0 -0.2 -0.2 0.0 
2. Jahr 0.0 •0.4 0.0 0.0 
5. Jahr 0.0 -0.1 0.2 0.0 
oo 0.3 0.2 1.1 0.3 
Zinssatz 
1. Jahr 0.2 0.6 0.7 0.2 
2. Jahr 0.0 1.3 0.1 0.2 
5. Jahr -0.1 0.5 -0,8 0.1 
00 -0.9 -0.7 -3.3 -0.9 

Werte in vH 
Soarquote 
1. Jahr 7.9 7.4 9.0 7.7 
2. Jahr 7.8 8.0 8.8 7.6 
5. Jahr 7.8 7.8 8.6 7.7 
oo 7.6 7.7 7.8 7.6 
Konsumsteuersatz 
1. Jahr 16.9 14.8 14.8 14.8 
2. Jahr 17.0 14.6 14.8 14.8 
5. Jahr 17.0 14.7 14.7 14.8 
00 16.9 14.5 14.1 14.7 
Renten Beitragssatz 
1. Jahr 7.4 8.5 7.6 9.7 
2. Jahr 7.6 7.8 7.9 9.8 
5. Jahr 7.6 7.8 7.8 9.8 
oo 7.6 7.8 7.9 9.2 

0 Senkung des Beitragssatzes durch Anhebung des Bundeszuschusses. 
2> Senkung des Beitragssatzes durch Anhebung des Rentenalters. 
3) Senkung des Beitragssatzes durch Absenkung des Rentenniveaus. 
4) Senkung der Beitragsbemessungsgrenze und Abbau der intragen erativen Umverteilung, 
oo: Wert nach Erreichen des langfristigen Gleichgewichts. * 
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profitieren die älteren Generationen, welche den Kapitalstock besitzen. Bei der 

Auflösung ihres Vermögens erzielen sie nun einen höheren Preis als in Szenario m. 

Der Konsum steigt kurzfristig so stark an, daß der Konsumsteuersatz im Jahr der 

Steuerreform sogar leicht abgesenkt werden kann. Der Aufbau des Kapitalstocks 

verläuft nun jedoch wesentlich langsamer, wodurch der Anstieg der Arbeitspro­

duktivität während der Anpassung gedämpft wird. Tabelle 5 macht deutlich, daß 

von dieser Preisentwicklung die älteren Generationen profitieren, während die 

mittleren Generationen im Vergleich zu Szenario HI etwas schlechter abschneiden. 

Der Anstieg der Steuerlasten der Rentnergeneration wird nun fast vollständig 

durch den Einkommenszuwachs aufgrund der höheren Kapitalgüterpreise kom­

pensiert. Anpassungskosten dämpfen also die intergenerative Umverteilung etwas 

ab. 

Der nächste Abschnitt beschäftigt sich mit der Reform der Alterssiche­

rung. Die Abhängigkeit der Ergebnisse von den Modellannahmen ist nun hinrei­

chend erklärt. Deshalb werden alle nachfolgenden Simulationen in der geschlosse­

nen Volkswirtschaft ohne Anpassungskosten durchgeführt. 

4.3. Simulationsergebnisse zur Reform der Alterssicherung 

Die ersten drei Szenarien zur Rentenreform zielen darauf ab, den Bei­

tragssatz zur Rentenversicherung möglichst schnell um etwa 2 vH zu senken. Al­

ternativ werden dazu der Bundeszuschuß und das Rentenalter erhöht sowie das 

Rentenniveau gesenkt. Tabelle 6 zeigt eine ähnliche gesamtwirtschaftliche Anpas­

sung für alle drei Fälle. Die Senkung der Beitragssätze stimuliert das Arbeitsange­

bot und erhöht gleichzeitig die Ersparnisse. Die Anhebung des Rentenalters wirkt 

sich besonders stark auf das Arbeitsangebot aus. Eine Senkung des Rentenniveaus 
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Tabelle 7: Wohlfahrtseffekte einer Reform der Alterssicherung 
in vH des maximalen Lebenseinkommens nach Steuern 

Szenario I* Szenario II* 

Umverteilung Effizienz Umverteilung Effizienz 

ST FP ST FP 
1. Ouintil 
70-jährige -0.41 0.01 0.00 0.15 0.07 0.00 
50-jährige -0.18 -0.04 0.00 -0.93 0.01 0.93 
30-jährige -0.10 -0.03 0.06 0.30 -0.04 0.19 
10-jährige 0.02 0.03 0.03 0.60 0.02 0.14 

1-jährige 0.02 0.05 0.03 0.61 0.07 0.14 
OO 0.02 0.06 0.03 0.61 0.04 0.14 

S -0.12 0.03 -0.03 0.41 

3. Ouintil 
70-jährige -0.36 0.00 0.00 0.14 0.06 0.00 
50-jährige -0.22 -0.03 0.08 -0.92 0.00 0.72 
30-jährige -0.01 -0.02 0.09 0.35 -0.05 0.26 
10-jährige 0.06 0.05 0.08 0.61 0.04 0.21 

1-jährige 0.05 0.07 0.08 0.60 0.09 0.20 
oo 0.05 0,07 0.08 0.61 0.06 0.19 

I -0.07 0.08 -0.01 0.43 

5. Ouintil 
70-jährige -0.28 0.00 0.00 0.10 0.05 0.00 
50-jährige -0.14 -0.03 0.00 -1.06 -0.01 0.46 
30-jährige 0.36 0.00 -0.11 0.59 -0.06 0.07 
10-jährige 0.40 0.08 -0.01 0.82 0.09 0.21 

1-jährige 0.39 0.11 -0.01 0.81 0.14 0.20 
00 0.39 0.12 0.05 0.89 0.09 0.19 

X 0.17 -0.04 0.05 0.23 

Insgesamt 
0.00 70-jährige -0.33 0.00 0.00 0.12 0.05 0.00 

50-jährige -0.20 -0.03 0.00 -0.98 0.00 0.61 
30-jährige 0.09 -0.02 0.04 0.41 -0.05 0.18 
10-jährige 0.16 0.06 0.05 0.67 0.05 0.19 
1-jährige 0.16 0.08 0.05 0.66 0.10 0.19 

oo 0.15 0.09 0.07 0.70 0.06 0.18 

I 0.00 0.03 0.00 0.34 

* Siehe Fußnoten in rabelle 6. 
» : Haushalte im neuen langfristigen Gleichgewicht. 
2 : Über alle Generationen aggregierte Werte. 
ST: Umverteilung aufgrund veränderter Steuerbelastung. 
FP: Umverteilung aufgrund veränderter Faktorpreise. 
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fördert dagegen vor allem die Erspamisbildung, kurz- und mittelfristig sinkt des­

halb sogar der Konsum Die Zunahme der Ersparnisse schlägt sich nieder in einem 

Anstieg der Kapitalstocks und der Arbeitsproduktivität. Zu beachten ist auch die 

Rückwirkung der Rentenreform auf das Steuersystem Während in Szenario I die 

Konsumsteuer um etwa 2 vH ansteigt, können in den beiden anderen Szenarien die 

Konsumsteuern gesenkt werden, weil entweder das Lohnsteueraufkommen zu­

nimmt oder sich die Bemessungsgrundlage verbreitert. 

Tabelle 7 enthält die Wohlfahrtseffekte dieser drei Reformvarianten. Im 

Vergleich zur Einkommensteuerreform fallen die Belastungswirkungen der Renten­

reform wesentlich schwächer aus. Bei den unterschiedlichen Reformvarianten tre­

ten jedoch einige bemerkenswerte Unterschiede zutage. So fuhrt etwa eine ver­

stärkte Konsumsteuerfinanzierung der Renten zu Effizienzverlusten im fünften 

Einkommensquintil. Viele Haushalte in diesem Quintil erzielen ein Jahreseinkom­

men über der Beitragsbemessungsgrenze. Ihr Arbeitsangebot wird deshalb durch 

den Rentenbeitrag nicht verzerrt. Steigt nun die Konsumsteuer um 2 vH an, so 

verzerrt dies die Konsum-Freizeit-Wahl dieser Haushalte und fuhrt so zu Effizienz­

verlusten. Im Gegensatz zu den anderen Haushalten werden die reichen Haushalte 

ihr Arbeitsangebot in der Tendenz eher vermindern. Die Richtung der intergenera­

tiven Umverteilung ist wenig überraschend. Die Substitution der Beitragseinnah­

men durch Konsumsteuern fuhrt zu einer Steuerentlastung der jungen und künfti­

gen Generationen auf Kosten der älteren Generationen. Ebenso ist klar, daß die 

Faktorpreisentwicklung die Einkommensposition der mittleren Generationen ver­

schlechtert, während junge und künftige Generationen davon profitieren. In den 

einzelnen Einkommensquintilen fallen die Einkommensgewinne der künftigen 

Haushalte jedoch unterschiedlich aus. Während die Steuerentlastung in den beiden 
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Tabelle 8: Wohlfahrtseffekte einer Reform der Alterssicherung 
-in vH des maximalen Lebenseinkommens nach Steuern-

Szenario III* Szenario IV* 

Umverteilung Effizienz Umverteilung Effizienz 

ST FP ST FP 
1. Ouintil 
70-jährige -1.95 0.01 0.00 0.07 0.02 0.00 
50-jährige -0.41 -0.18 0.03 -0.13 0.00 0.00 
30-jährige 0.30 -0.11 0.17 -0.12 -0.01 -0.04 
10-jährige 0.62 0.14 0.11 -0.11 0.00 -0.01 
1-jährige 0.64 0.19 0.11 -0.05 0.00 0.00 

00 0.65 0.22 0.11 0.04 0.06 0.01 

I 0.03 0.11 0.10 -0.02 

3. Ouintil 
70-jährige -1.92 0.01 0.00 0.07 0.02 0.00 
50-jährige -0.69 -0.15 0.19 0.03 0.00 -0.05 
30-jährige 0.30 -0.06 0.22 -0.03 -0.01 -0.05 
10-jährige 0.55 0.20 0.20 -0.02 0.00 -0.03 

1-jährige 0.56 0.25 0.20 0.04 0.01 -0.01 
oo 0.56 0.27 0.21 0.10 0.08 0.02 

z 0.07 0.19 0.00 -0.04 

5. Ouintil 
70-jährige -1.17 0.01 0.00 0.05 0.01 0.00 
50-jährige -0.56 -0.14 0.13 -0.25 0.00 0.55 
30-jährige 0.57 -0.01 0.03 0.44 -0.02 0.09 
10-jährige 0.76 0.34 0.14 0.03 0.01 0.34 

1-jährige 0.77 0.41 0.14 0.11 0.02 0.35 
00 0.77 0.44 0.19 0.21 0.13 0.36 

I 0.14 0.09 0.07 0.29 

Insgesamt 
70-jährige -1.53 0.01 0.00 0.06 0.01 0.00 
50-jährige -0.60 -0.15 0.15 -0.10 0.00 0.17 
30-jährige 0.38 -0.05 0.15 0.10 -0.01 0.00 
10-jährige 0.62 0.23 0.17 -0.03 0.01 0.09 

1-jährige 0.62 0.29 0.17 0.04 0.07 0.10 
«? 0.63 0.31 0.19 0.11 0.09 0.12 

I 0.00 0.14 0.00 0.07 

* Siehe Fußnoten in Tabelle 6. 
oo : Haushalte im neuen langfristigen Gleichgewicht. 
E : Über alle Generationen aggregierte Werte. 
ST: Umverteilung aufgrund veränderter Steuerbelastung. 
FP: Umverteilung aufgrund veränderter Faktorpreise. 
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untersten Quintilen eher bescheiden ausfallt, ist die Entlastung im fünften Quintil 

überproportional hoch. Einerseits zeigt sich hier natürlich erneut die regressive 

Wirkung der Konsumsteuer in diesem Modell. Weit wichtiger jedoch scheint zu 

sein, daß allein in diesem Quintil das Arbeitsangebot und damit auch die Lohnsteu­

erzahlung absinkt. 

Die Beitragsbemessungsgrenze spielt auch eine wichtige Rolle für die 

Wohlfahrtsergebnisse von Szenario H. Im Modell verhindern Grenzsteuersätze von 

50 vH, daß Haushalte auch nach dem Renteneintritt noch arbeiten26. Wird nun der 

Renteneintritt gesetzlich hinausgeschoben, so sinkt dieser Grenzsteuersatz, am 

meisten natürlich im untersten Einkommensquintil. Entsprechend realisieren auch 

dort die Haushalte, welche sich kurz vor dem Renteneintritt befinden, die höchsten 

Effizienzgewinne. Die in der Refonnperiode lebenden Rentnergenerationen sind 

von der Anhebung des Rentenalters natürlich nicht betroffen. Ihre Belastungen 

sinken geringfügig, aufgrund der marginal verminderten Konsumsteuersätze. 

Mittlere Generationen, welche kurz vor dem Renteneintritt stehen, werden dage­

gen umso höher belastet. Sie müssen länger Beiträge zahlen und erhalten geringere 

Leistungen. Junge und künftige Generationen werden insgesamt entlastet, da sich 

der Gegenwartswert der Nettozahlungen in die Rentenversicherung vermindert und 

gleichzeitig die Konsumsteuer sinkt. Bei den einzelnen Einkommensquintilen zeigt 

sich dann wieder eine langfristig stärkere Entlastung im obersten Einkommens­

quintil. Der Grund dafür ist vermutlich -wie schon in Szenario I- der schwache 

Anstieg des Arbeitsangebotes. 

26 Zugespitzt könnte man sagen, daß im Modell alle Haushalte vorzeitig in den Ruhestand gehen. Die hohen 

Grenzsteuersätze bilden dann die bundesdeutschen Regelungen durchaus realistisch ab. 
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Vergleicht man nun die Wohlfahrtswirkungen von Szenario HI mit Szen­

ario H, so fallen drei Unterschiede auf. Erstens sind die Effizienzwirkungen we­

sentlich schwächer ausgeprägt. Bei einer Absenkung des Rentenniveaus veringert 

sich nicht die Grenzsteuerbelastung nach dem Renteneintritt. Zweitens werden nun 

vor allem die im Zeitpunkt der Reform lebenden Rentnergenerationen belastet. Es 

hegt auf der Hand, daß diese und die kurz vor dem Renteneintritt stehenden Gene­

rationen durch die Kürzung der Rentenleistungen am stärksten getroffen werden. 

Drittens sind die Einkommenseffekte aufgrund der Faktorpreisentwicklung nun 

durchaus quantitativ relevant. Die ausgeprägte intergenerative Umverteilung sti­

muliert die Ersparnisse und fördert damit das Wachstum des Kapitalstocks. Für die 

künftigen Generationen ergeben sich deshalb in diesem Szenario die höchsten 

W ohlfahrtsgewinne. 

Zum Schluß soll noch eine Reformvariante untersucht werden, welche 

nicht auf die kurzfristige Absenkung der Beiträge abzielt, sondern die langfristige 

Umgestaltung des Rentensystems im Auge hat. Um das Rentenniveau langfristig zu 

senken, fordert der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 

eine Minderung der interpersonellen Umverteilungselemente in der Rentenversiche­

rung und eine Absenkung der Beitragsbemessungsgrenze27. Die letzte Spalte in 

Tabelle 6 zeigt, daß diese Maßnahmen erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung 

zu einer Ausgabenminderung führen. Kurz- und mittelfristig wird der Beitragssatz 

sogar ansteigen, da die Leistungen zunächst konstant bleiben, während die Bei­

tragsbemessungsgrundlage sinkt. Die Reform stimuliert jedoch Arbeitsangebot und 

Ersparnisse. Dadurch wächst der Kapitalstock und die Arbeitsproduktivität. Lang-

21 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (1994), S. 64 ff. 
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fristig sinkt der Beitragssatz, weil sich nun auch der Leistungsanspruch vermindert 

hat. 

Wegen des vorübergehenden Anstiegs der Beitragssätze weisen die beiden 

unteren Einkommensquintile in Tabelle 8 Effizienzverluste aus. Das fünfte Ein-

kommensquintil dagegen realisiert hohe Effizienzgewinne, weil nun der marginale 

Beitragssatz in nahezu allen Beitragsjahren auf Null reduziert wird. Die Richtung 

der intergenerativen Umverteilung ist nicht eindeutig, da sich hier mehrere Effekte 

überlagern. Durch die Streichung der Umverteilungselemente in der Rentenversi­

cherung verliert das unterste Einkommensquintil jedoch deutlich. Im mittleren Be­

reich verHeren die mittleren Jahrgänge geringfügig aufgrund der gestiegenen Bei­

träge, während alle anderen gewinnen, entweder aufgrund der langfristig niedrige­

ren Beiträge oder wegen der leicht gedämpften Konsumsteuern. Im fünften Ein­

kommensquintil hat die Absenkung der Bemessungsgrundlage die stärksten Effek­

te. Generationen, welche kurz vor dem Renteneintritt stehen, weiten nun ihr Ar­

beitsangebot beträchtlich aus und werden deshalb auch unter Umständen mit höhe­

ren Steuern belastet. Die mittleren Jahrgänge werden ihr Arbeitsangebot kaum 

verändern, da ihre Arbeitsangebotsentscheidung schon vorher durch die Beiträge 

nicht verzerrt wurde. Sie zahlen deshalb niedrigere Beiträge und weisen entspre­

chend positive Umverteilungseffekte aus. Bei den jungen Generationen schlägt 

wieder der Anstieg des Arbeitsangebotes zu Beginn der Erwerbsphase durch. Ins­

gesamt gelingt es also auch in diesem Szenario, die Beiträge langfristig zu senken. 

Allerdings wird dies durch eine klare Umverteilung von arm zu reich erkauft. 

Damit endet die Analyse der verschiedenen Reformszenarien zur Alterssi­

cherung. Der nächste Abschnitt faßt die Ergebnisse aller Simulationen noch einmal 

zusammen. 
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5. Zusammenfassung und Ausblick 

Zum Schluß dieses Beitrags soll noch eine kurze Einschätzung der Er­

gebnisse des vorangegangenen Abschnitts gegeben werden. Was sind die Schwä­

chen des verwendeten numerischen Simulationsmodells und wo liegen seine Stär­

ken? Welche Erkenntnisse lassen sich aus den produzierten Zahlenreihen ableiten? 

Zunächst einmal sei darauf hingewiesen, daß der Anspruch dieses Beitrags 

nicht darin hegt, konkrete Zahlenangaben für die aktuelle Steuer- und Rentenre-

formdiskussion zu liefern. Das vorgestellte Simulationsmodell betrachtet den 

Haushalts- und Unternehmenssektor auf einem hohem Aggregationsniveau. Des­

halb können wichtige Aspekte der Reformdiskussion, wie etwa den Abbau speziel­

ler Steuervergünstigungen, die Einfuhrung einer Familienkasse bei der GRV oder 

die Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung nicht adäquat erfaßt werden. Au­

ßerdem bleiben demographische Veränderungen ausgeklammert, so daß der wich­

tigste Grund für den künftigen Anstieg der Beitragssätze nicht berücksichtigt 

wird28. Schließlich ist ein derartiges langfristiges Modell nur unzureichend geeig­

net, konjunkturelle Phänomene, wie etwa Arbeitslosigkeit oder Inflation abzubil­

den29. Um derartige Problemstellungen zu untersuchen, wird man in der Regel auf 

andere Modelltypen zurückgreifen. 

21 Dynamische Gleichgewichtsmodelle können aber auch eine unsichere Lebenserwartung oder demogra­

phische Entwicklungen berücksichtigen, vgl. etwa die Aufsätze in Broer und Lassila (1997) oder Lübke 

(1997). 

29 Arbeitslosigkeit kann in diesem Modell nur durch institutionelle Mechanismen (z.B. Gewerkschaften) 

begründet werden, vgl. Jensen et al. (1994). 
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Trotz dieser Einschränkungen haben numerische Gleichgewichtsmodelle 

auch gewichtige Vorzüge aufzuweisen. Im Vergleich zu theoretischen Modellen 

können institutionelle Regelungen wesentlich detaillierter abgebildet werden. Wo 

die theoretische Analyse nicht mehr weiterfuhrt, können die mit dem Computer 

berechneten Zahlen ökonomische Zusammenhänge aufzeigen, die eine Einschät­

zung von Politikmaßnahmen ermöglichen. Außerdem läßt sich mittels Sensitivitäts-

analysen eine Vorstellung davon gewinnen, welche Einflußgrößen besonders wich­

tig sind und wie die Ergebnisse von den Annahmen über Parameter, funktionale 

Formen und andere Modellmerkmale abhängen. Schließlich machen numerische 

Gleichgewichtsmodelle quantitative Aussagen über Effizienz- und Verteilungswir­

kungen unterschiedlicher Maßnahmen erst möglich. 

So zeigen etwa die numerischen Ergebnisse in diesem Beitrag, daß die 

anvisierte Einkommensteuerreform nicht notwendigerweise bei allen Haushalten zu 

Effizienzgewinnen führen muß. Vor allem im unteren Einkommensbereich können 

infolge der Verbreiterung der Bemessungsgrundlage Effizienzverluste entstehen. 

Die Wohlfahrtsverluste für das unterste Einkommensquintil werden noch verstärkt 

durch negative Einkommenseffekte. Da die oberen Einkommensklassen bei der 

Lohnsteuer überproportional entlastet werden, müssen die unteren und mittleren 

Einkommensklassen künftig höhere Steuerlasten tragen. Neben der intragenerati­

ven Umverteilung von arm zu reich zeigen die Simulationen auch eine deutliche 

intergenerative Umverteilung zugunsten junger und künftiger Generationen. Ursa­

che hierfür ist die Gegen fin an zierung der verbleibenden Steuerausfalle durch eine 

Anhebung der Konsumsteuern. In der öffentlichen Diskussion findet dieser Aspekt 

bisher kaum Beachtung. Letzteres gilt auch für die Wechselwirkung zwischen Ein­

kommensteuerreform und Rentensystem Im Simulationsmodell hat die Reform der 
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Einkommensteuer durchaus beachtenswerte Rückwirkungen auf die Entwicklung 

der Rentenbeitragssätze. Vor kurzem hat auch der Sozialbeirat auf diesen Zusam­

menhang hingewiesen und unter andern auch deshalb eine grundlegende Vereinfa­

chung der derzeitigen Rentenformel gefordert30. 

Die Simulationen zur Reform der Altersicherung machen deutlich, wie 

wichtig die Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze für die intragenerative 

Umverteilung und Effizienz ist. In den meisten theoretischen Modellen wird die 

Beitragsbemessungsgrenze gar nicht berücksichtigt. Unter Verteilungs- und Effizi­

enzgesichtspunkten schneidet die steuerfinanzierte Beitragssenkung am ungünstig­

sten ab. Selbst eine differenzierte Niveausenkung wie in Szenario IV läßt langfristig 

höhere Effizienzzuwächse erwarten. Hinzu kommt die sehr ausgeprägte Umvertei­

lung von arm zu reich. Eine Anhebung des Rentenalters dagegen läßt die höchsten 

Effizienzsteigerungen erwarten. Die intragenerative Umverteilung ist moderat, al­

lerdings werden die Generationen kurz vor dem Rentenalter besonders hart getrof­

fen. Umgekehrt verhält es sich bei einer Absenkung der Rentenleistungen. Modera­

te Effizienzgewinne gehen hier einher mit starken intra- und intergenerativen Um­

verteilungseffekten. Eine differenzierte Niveausenkung begünstigt vor allem das 

höchste Einkommensquintil. Diese Haushalte erhalten nicht nur Einkommenszu­

wächse auf Kosten der anderen, sondern sie realisieren auch beträchtliche Effizi­

enzzuwächse. 

30 Vg l. Sozialbeirat (1997), S. 5-6. 
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